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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Änderung der Verordnung 
Nr. 359/67/EWG über die gemeinsame Marktorganisation für Reis 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parla- 
ments , 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Artikel 17 Absatz 4 der Verordnung Nr. 359/67/ 
EWG des Rates vom 25. Juli 1967 über die gemein- 
same Marktorganisation für Reis zuletzt geän- 
dert durch die Verordnung (EWG) Nr. 1129/74^), 
bestimmt, daß im Falle der Vorausfestsetzung des 
Erstattungsbetrags bei der Ausfuhr von Reis eine 
Berichtigung dieses Betrags vorgenommen werden 
muß. Die Erfahrung hat gezeigt, daß die systema- 
tische Vornahme der Berichtigungen nicht immer den 
Bedürfnissen des Ausfuhrmarktes entspricht; daher 
sollte vorgesehen werden, daß in diesem Fall anders 
entschieden werden kann. 

Artikel 21 der Verordnung Nr. 359/67/EWG zielt 
darauf ab, Störungen auf dem Markt der Gemein- 
schaft zu vermeiden und die Marktstabilität bei er- 
heblichem Ansteigen der Weltmarktpreise sicherzu- 
stellen; um festzustellen, ob die Einleitung geeig- 
neter Maßnahmen zur Verfolgung dieses Zwecks 
erforderlich ist, wird festgelegt, daß der cif-Preis 
den Schwellenpreis überschreitet. Doch die Gefahr 
einer Störung des Binnenmarktes der Gemeinschaft 
kann bereits gegeben sein, wenn die Notierungen 
oder die Weltmarktpreise sich dem Schwellenpreis 
nähern. Deshalb sollte genau bestimmt werden, daß 
die geeigneten Maßnahmen ergriffen werden kön- 
nen, wenn die Notierungen oder die Weltmarkt- 
preise sich erheblich dem Niveau des Schwellen- 
preises nähern - 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr 

vom , S. . . . 

Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 174 
vom 31. Juli 1967, S. 1 

3) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 128 
vom 10. Mai 1974, S. 20 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Artikel 17 Absatz 4 der Verordnung Nr, 359/67/ 
EWG erhält folgende Fassung: 

„Bei der Ausfuhr der in Artikel 1 Absatz 1 Buch- 
staben a und b genannten Erzeugnisse wird jedoch 
auf Grund eines gleichzeitig mit der Beantragung 
der Ausfuhrlizenzen und bis spätestens 13 Uhr vor- 
zulegenden Antrags der Erstattungsbetrag, der am 
Tag der Vorlage des Antrags auf Erteilung einer 
Ausfuhrlizenz gilt und nach Maßgabe des im Monat 
der Ausfuhr gültigen Schwellenpreises zu berichti- 
gen ist, auf ein Ausfuhrgeschäft angewandt, das 
während der Gültigkeitsdauer dieser Ausfuhrlizenz 
durchgeführt werden soll. In diesem Fall wird der 
Erstattungsbetrag durch einen Betrag berichtigt, der 
gleichzeitig mit dem Erstattungsbetrag und nach dem 
gleichen Verfahren festgesetzt werden kann. Falls 
erforderlich, kann die Kommission jedoch in der 
Zwischenzeit auf Antrag eines Mitgliedstaates oder 
von sich aus eine andere Entscheidung treffen. Un- 
terabsatz 1 kann ganz oder teilweise auf jedes der 
in Artikel 1 Absatz 1 Buchstabe c und im Anhang B 
genannten Erzeugnisse angewandt werden." 

Artikel 2 

Artikel 21 der Verordnung Nr. 359/67/EWG erhält 
folgende Fassung: 

„1. Nähern sich die Notierungen oder Weltmarkt- 
preise für eines oder mehrere der in Artikel 1 
Absatz 1 Buchstaben a und b genannten Erzeug- 
nisse erheblich dem Niveau des Schwellenprei- 
ses, so können für den Fall, daß ein Andauern 
oder eine Verschlechterung dieser Lage zu be- 
sorgen ist und der Markt der Gemeinschaft da- 
durch gestört wird oder gestört zu werden droht, 
die geeigneten Maßnahmen ergriffen werden. 

2. Der Rat legt auf Vorschlag der Kommission 
nach dem Abstimmungsverfahren des Artikels 
43 Absatz 2 des Vertrages die Grundregeln für 
die Anwendung dieses Artikels fest. 

3. Die Durchführungsvorschriften für diesen Arti- 
kel werden nach dem Verfahren des Artikels 26 
festgelegt." 
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Artikel 3 

Diese Verordnung tritt am dritten Tage nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Begründung 

1. Artikel 17, Absatz 4 der Verordnung Nr. 359/67/ 
EWG sieht vor, daß im Falle der Vorausfestsetzung 
der Erstattung für die Ausfuhr von Getreide diese 
Erstattung um einen Betrag berichtigt werden muß. 
Es hat sich gezeigt, daß die systematische Vornahme 
der Berichtigungen nicht immer den Bedürfnissen des 
Ausfuhrmarktes entspricht. Es wird deshalb vorge- 
schlagen, daß in diesem Fall anders entschieden 
werden könnte. 


2. Die in Artikel 21 der Verordnung Nr. 359/67/ 
EWG angesprochenen und in der Verordnung (EWG) 
Nr. 2737/73 des Rates (Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften Nr. L 201, S. 10) definierten Maß- 
nahmen können nur dann ausgelöst werden, wenn 
der cif-Preis den Schwellenpreis um mindestens 
2 V. H. überschreitet. Diese Vorschrift hat sich als 
unzulänglich erwiesen, um im Rahmen der Ausfuh- 
ren der Gemeinschaft einer Hochpreissituation auf 
dem Weltmarkt zu begegnen. Störungen können 
schon dann drohen, wenn das Weltmarktpreisniveau 
sich dem Schwellenpreis nähert. Außerdem ist der 
für die Häfen der Gemeinschaft festgestellte cif- 
Preis im Rahmen der Ausfuhr nur eines der Ele- 
mente, das für die Bewertung des Weltmarktes be- 
rücksichtigt werden kann. Andere auf diesem Markt 
festgestellte Preise oder Notierungen finden eben- 
falls Berücksichtigung. Daher wird vorgeschlagen, 
Artikel 21 den Bedürfnissen einer besseren Markt- 
verwaltung entsprechend anzupassen. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundes- 
kanzleramtes vom 11. Dezember 1974 - 1/4 — 680 70 - E — Re 31/74. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemein- 
schaften vom 20. November 1974 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften 
übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Beschlußfassung durch den Rat ist zu rechnen. 



